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Grundlagen und Zweck

Wirkungsbereich und Defini- Art.2
tionen

Stellung zu den baurechtli-
chen Grundordnungen

U berba u u n gsvo rsch rifte n

I Allgeme¡nes

Art. I
1 Die Überbauungsordnung ,,Abbau und Auffüllung Bümberg"
(UeO) stützt sich auf die bestehenden Grundordnungen der Ge-
meinden Heimberg und Kiesen sowie auf das Abbau- und Depo-
niekonzept der Planungsregion Aaretal (Juni 1995), das regionale
Abbau- und Deponiekonzept der Bergregion Thun-lnnertport (No-
vember 19911) und den kantonalen Sachplan Abbau Deponie
Transporte (1998).

2 Durch die UeO erfolgt die Sicherung der langfristigen Kiesver-
sorgung und Ablagerung von unverschmutztem Aushub in den
Regionen Aaretal und Thun-lnnertport.
3 Sie ordnet den Abbau, die Auffüllung, die Rekultivierung und
Endgestaltung, die Transportrouten sowie die Nutzung und Gestal-
tung der Betriebsflächen.

a Die UeO berücksichtigt insbesondere die Grundsätze und Anfor-
derungen der Raumplanung, der Land- und Waldwirtschaft, des
Gewässer- und Umweltschutzes sowie des Naturschutzes.
5 Die UeO bildet die Grundlage für Massnahmen zum Schutz der
betroffenen Bevölkerung.

1 Der Wirkungsbereich der UeO ist in den Überbauungsplänen
(UeP) A und B festgelegt.

2 Als Grubenbetreiberin gilt für den Abbau und fúr die Wiederauf-
füllung die KAGA, Uttigen bzw. ihr Rechtsnachfolgerin als ver-
antwortlich.

t Als verantwortliche Kommission wird eine Grubenkommission
(Art. 16) eingesetzt.

Art.3

Soweit die Überbauungsordnung nichts anderes bestimmt, gelten
für die jeweiligen Gemeindegebiete je die baurechtlichen Grund-
ordnungen der Gemeinden Heimberg und Kiesen.

1 ln Überarbeitung, voraussichttiche Genehmigung anfangs 2005

Ahhru und Aaffiíllung Bünherg Überhauungsvorschriften Einwohneryemeímle Kíesen
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Grundkonzept der UeO

Bestandteile der UeO
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Art.4
t.ln der UeO werden die Grundlagen für die Erstellung der not-
wendigen Bauten und Anlagen geschaffen und der Abbau und die
Wiederherstellung mit Zielvorgaben verbindlich geregelt.

2 Namentlich eingeschlossen sind:

- die Lage und der Ablauf der Kiesentnahme
- die Art und Weise der Aufftlllung, der Rekultivierung und End-

gestaltung
- die zugelassenen Nutzungen im lnfrastrukturperimeter
- die interne und externe Erschliessung
- die Folgenutzungen

3 Das konkrete Vorgehen innerhalb der verbindlichen Vorgaben
der UeO wird von der Grubenbetreiberin zusammen mit der Gru-
benkommission (GK) festgelegt.

' Die GK stellt zusammen mit den Behörden sicher, dass die in der
UeO umschriebenen Vorgaben eingehalten werden.

Art.5
t Die UeO besteht aus den folgenden Bestandteilen:

- Überbauungsvorschriften (UeV)
- Überbauungsplan A (UeP A)
- Überbauungsplan B (UeP B)

2 Der UeP A beinhaltet die folgenden Festlegungen und Hinweise:
- Wirkungsbereich der UeO
- Abbauetappen
- Zu- und Wegfahrt Grubenareal
- Landwirtschaftliche Erschliessung
- Anschlusspunkte Wanden¡regverbindung
- lnfrastrukturperimeter
- Schutzwall

-¡¡Yel¿g{€nzs
- Bodendepotflächen
- Gemeindegrenzen
- Wald

Öffentliehe Ersehlieseung (Ânwehner Thungeehneit)
3 Der UeP B beinhaltet die folgenden Festlegungen und Hinweise:
- Wirkungsbereich der UeO
- Höhenlinien Endzustand
- Folgenutzungen:

- Waldwirtschaft (Wiederbewaldungsflächen)
- Landwirtschaft

- Landwirtschaftliche Haupterschliessung, inkl. Wandenrueg

@
Ei nw ohner gemeín¡le Kíe s e n
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Grenzabstände

Etappierung und Ab-
bauschritte

Offene Grubenfläche

Bodenschutz

Abbautiefe

- Vernetzungsaehsen gemåeÊ tandÊêheftsentwiel(lungsl€nzept
der Gemeinden siehe Genehmigung

- Gemeindegrenzen 0 ?. Aprit 2005
- Wald

ll Abbau

Art.6

Die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzabstände wie der Abstand
zu Strassenparzellen und der Abstand zu Gebäuden sind ein-
gehalten. Der Waldabstand beträgt mindestens 7 m plus die Mäch-
tigkeit der Abdeckung.

Art.7
r Der Abbau erfolgt grundsätzlich in der im UeP A festgelegten
Reihenfolge (Etappen 1 -7) gemäss Abbauprojekt.

' Die Grösse und zeitliche Abfolge der Abbauschritte wird durch
die GK vorbereitet und im Rahmen der Gewässerschutzbewilli-
gung freigegeben. Ein Abbauschritt kann mehrere Etappen umfas-
sen.

Art.8

Die offene Grubenfläche ist unter Berücksichtigung der landschaft-
lichen und ökologischen Erfordernisse und im Einverständnis mit
der GK auf das betrieblich notwendige Minimum zu beschränken.

Art.9
1 Der Oberboden (A-Horizont) und der Unterboden (B-Horizont)
werden gesondert abgetragen, auf den Bodendepotflächen zwi-
schengelagert und für die Rekultivierung der Grube wiederver-
wendet.

2 Nicht veruvertbares Materialwird fur die Auffüllung und die End-
gestaltung wiederveruvendet.

Art. 10

1 Die Abbautiefe richtet sich nach dem Kiesvorkommen und dem
Grundwasservorkommen.

2 Die maximale Abbautiefe wird im Rahmen der Gewässerschutz-
bewilligung von den zuständigen Behörden festgelegt.

EÍnw ohner geneínile KÍesen

Eínw ohnergemeínle Heínherg
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Auffüllungsbereich

Auffüllungsmaterial

Ablauf der Auffüllung

Kontrolle

Vorbeugu ng von Störfällen

lll Auffüllung

Art. 11

Die Auffüllung erfolgt gemäss der Modellierung (topografische
Endgestaltung, siehe Art. 17ff.) im UeP B.

Art.12

Für die Auffüllung wird nur unverschmutztes Aushubmaterial ver-
wendet. Die Qualität des Auffüllmaterials wird durch eine Sichtkon-
trolle gewährleistet.

Art. 13

Die Wiederauffullung erfolgt kontinuierlich nach Massgabe des
verfügbaren Auffüllmaterials und wird in der Gewässerschutz-
bewilligung festgelegt. Die örtliche Abfolge der Wiederauffüllung
richtet sich nach den Erfordernissen des Betriebs, der Endge-
staltung, der Rekultivierung und des Umweltschutzes.

lV Grubenbetrieb

Art.14
1 Die Grubenbetreiberin hat jederzeit für die gute Ordnung auf dem
Abbauareal besorgt zu sein. Sie ist insbesondere dafür verantwort-
lich, dass im Abbaugebiet keine unbewilligten Materialien abgela-
gert werden.

2 Der Kiesabbau und die Auffüllung unterstehen weiterhin der jähr-
lichen lnspektion des FSKB (Fachverband der Schweiz. Kies- und
Betonindustrie, Bern). Der lnspektionsbericht ist dem Amt für Ge-
wässerschutz und Abfallwirtschaft (GSA), Abt. GDM, sowie den
Gemeinden Kiesen und Heimberg unaufgefordert zuzustellen. Sie
sorgt dafür, dass die für die Auffüllung notwendigen Grund- und
Abwasserkontrollen nach den Weisungen des GSA durchgeführt
werden.

Art. l5

' D¡e Betankung der Maschinen findet auf speziell gesicherten
Plätzen statt, so dass bei Unfällen kein Treibstoff versickern kann
2 Ausserhalb der Betriebszeiten werden die Maschinen auf ent-
sprechend gegen das Versickern von Treibstoff geschützten Flä-
chen abgestellt.

Eínw ohner gemeînd e Kíe s en
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Grubenkommission (GK)

Grundsatz

Gestaltungskonzept

t Fur den Fall von Ölverlusten werden die zur Abwehr von Ver-
schmutzungen im Grundwasser notwendigen Hilfsmittel bereitge-
stellt.

a Die Grundwasserqualität wird durch regelmässig stattfindende
Kontrollen gesichert.

u D¡e GK genehmigt die notwendigen Checklisten und das Grund-
wasser-ü beruvach u ngsp rogra m m.

Art. 16

1 Zur Gewährleistung der gegenseitigen lnformation sowie für die
detaillierte Ausgestaltung und Übenivachung des Abbaus und der
Wiederherstellung innerhalb der verbindlichen Vorgaben der UeO
wird eine GK eingesetzt.

2 ln der GK sind die Gemeindebehörden von Heimberg und Kiesen
mit je 2, die Grubenbetreiberin und die Grundeigentumer/-innen
ebenfalls mit je 2 Mitgliedern vertreten. Der GK gehört ausserdem
eine ökologisch ausgebildete Fachperson an. Bei Bedarf zieht die
GK weitere Vertreter/-innen von Behörden und Organisationen bei.
3 Die Aufgaben und Kompetenzen der GK werden in einem pflich-
tenheft umschrieben. Dieses bildet integrierenden Bestandteil der
Überbauungsordnung und kann nur mit Zustimmung der betroffe-
nen Gemeinderäte und nach Anhörung der kantonalen Fachstellen
geändert werden.

V Topographische Endgestaltung

Art.17

Bei der Endgestaltung des Areals wird darauf hingewirkt, dass sich
die neue Topographie harmonisch in die neue Umgebung einfügt.

Art. 18

1 Die Endgestaltung ist im UeP B geregelt.

2 Anderungen in der Detailgestaltung sind rechtzeitig vor Beginn
der Endgestaltung auf Antrag def GK durch die zuständigen Orga-
ne der Gemeinden Kiesen und Heimberg und das Amt für Gemein-
den und Raumordnung zu genehmigen.

Eínw ohnergeneirule l$esen
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Grundsätze.

Wiederbewaldung

La n d wi rts c h a ft sf I ä ch e n

Vl Rekultivierung, Nutzung und Wiederbewaldung

Art. 19

1 Für die Rekultivierung gelten folgende Grundsätze

- Schaffung geeigneter land- und waldwirtschaftlicher Flächen
mit hochwertigem Kulturland und Nutzwald,

- Schaffung von genügend ökologischer Ausgleichsfläche,

- Vor dem Abbau bestehende, ökologisch und landschaftlich
wertvolle Elemente werden an geeigneter Stelle im en¡veiterten
Perimeter ersetzt.

2 Affallige beim Abbau neu entstehende, besondere Lebensräume
und/oder auftretende geschützte Arten sind in der Detailplanung
der Rekultivierung zu berücksichtigen.

Art.20
1 Die Wiederbewaldungsfläche ist im UeP B als Hinweis darge-
stellt. Massgebend für die Wiederbewaldung ist der Ersatzauffors-
tungsplan (Plan KB-00589) der Rodungsverftigung vom 18. Au-
gust 1987.

'Auf der Aufforstungsfläche soll ein Nutzwald angelegt werden. Zu
gegebener Zeit erarbeitet die GK in Zusammenarbeit mit den
Grundeigentümer/-innen, der Grubenbetreiberin, den Gemeinden
und dem Forstdienst einen Pflanzplan. Eine Anpassung des Er-
satzaufforstungsplanes von 1987 ist entsprechend der rekultivier-
ten Grubenfläche dabei möglich.

Art.21
I Die landwirtschaftlichen Flächen sind so zu rekultivieren, dass
g rundsätzlich wieder eine ortsübliche landwirtschaftliche N utzung
möglich ist.

2 D¡e Bodenqualität der Aufforstungsflächen und der rekultivierten
Flächen innerhalb des Wirkungsbereiches der überbauungsord-
nung soll gemäss der,,FSK-Rekultivierungsrichtlinie für den fach-
gerechten Umgang mit Böden" (Schweizerischer Fachverband für
Sand und Kies, 2001) mindestens derjenigen vor dem Materialab-
bau entsprechen. Es soll eine Mächtigkeit von 80 cm Unterboden
und 30 cm Oberboden (im gesetzten Zustand) erreicht werden.
3 Mittels geeigneter Ausbildung der Rohplanie und einem ange-
passten Entwässerungsleitungsnetz ist eine genügende, funktio-
nierende Drainage zu gewährleisten. Die GK informiert das GSA
über die Detailplanung der einzelnen Rekultivierungsetappen.

Eí nw ohner gemeiml e Ifi es en

Einw ohnergemeínde Heính erg

Seite 8/l ó Ahhou and AuÍfüllung Bíinherg Überbouungsvorschriften



Grundsatz

Bodenschutz

Gewässerschutz

o Die Rohplanie ist durch die GK abzunehmen und - sofern die
Flächen nicht für Bodendepots benötigt werden - zur Rekultivie-
rung freizugeben.

5 Der rekultivierte Boden ist über eine längere Zeitspanne zu über-
prüfen und allenfalls zu verbessern. Setzungen sind laufend aus-
zugleichen. Die Nachsorge des rekultivierten Gebietes geht wäh-
rend den ersten 5 Jahren zu Lasten der Betreiberin, sofern die Be-
wi rtschaftu ngsvorschriften ei n gehalten si nd.

u Die Folgebewirtschaftung der rekultivierten Flächen richtet sich
nach der,,FSK-Rekultivierungsrichtlinie fur den fachgerechten
Umgang mit Böden" und ist bewirtschafterverbindlich festzulegen.

Vll Massnahmen zum Schutz der Umwelt

Att.22
l Von der Betreiberin sind alle ökonomisch zumutbaren techni-
schen und organisatorischen Massnahmenzu ergreifen um schäd-
liche Auswirkungen auf die Umwelt zu verhindern.
2 Die Grubenbetreiberin bzw. die GK zieht während der ganzen
Betriebsphase sowie bei der Rekultivierung ausgewiesene Fach-
personen für die ökologische Baubegleitung bei.

Art.23
t Die biologisch aktiven Bodenschichten sind nach den jeweils
geltenden fachtechnisch Richtlinien des FSKB zu behandeln.
2 Der Oberboden (Humus) und der Unterboden werden gesondert
abgetragen, auf den im UeP A bezeichneten Flächen für Boden-
depots zwischengelagert und für die Rekultivierung wiederverwen-
det. Allfällig zusätzlich vorübergehend nötige Zwischenlagerflä-
chen für Bodendepots sind von der GK zu genehmigen.

t Abtrag und Rekultivierung sind nach Möglichkeit so zu koordinie-
ren, dass sich eine Zwischenlagerung erübrigt.

Art.24
1 Mit der Gewässerschutzbewilligung wird die Abbauhöhe unter
Berücksichtig ung der Grundwasservorkommen festgelegt.

' Die Entwässerung der Flächen für die Betriebseinrichtungen ist
bestehend und wird nach Bedarf ausgebaut.

Eínw ohnergemeínle Kíesen
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Naturschutz

3 Das anfallende Meteonruasser darf nicht in die Kanalisation ge-
langen. Es wird wenn möglich grossflächig versickert oder zur
Verdunstung gebracht.

a Das Betriebsareal und Plätze, die nicht aus gewässerschutz-
technischen Grtinden einen wasserundurchlässigen Belag erfor-
dern, sind sickerfähig zu gestalten.

u Meteonruasser von rekultivierten Flächen ist zu versickern.
6 Die Handhabung und Lagerung von wassergefährdenden Stoffen
ist örtlich auf die Flächen für Betriebseinrichtungen und mengen-
mässig auf ein Minimum zu beschränken.

Art.25
1 Die durch den Abbaubetrieb entstehenden wertvollen Flächen für
spezialisierte Tier- und Pflanzenarten sind schonend zu behan-
deln.

2 Zum Erhalten der vorhandenen Amphibienpopulationen werden
während der Abbau- und Wiederauffüllphasen Wanderbiotope in
der Grösse des heute bestehenden Biotops mit einem grösseren
und 3-4 kleineren Tümpeln bereitgestellt, deren Unterhalt und Pfle-
ge gewährleistet wird. Dabei soll für ungehinderte Wandermöglich-
keiten insbesondere für die Amphibien gesorgt werden (keine Fall-
gruben).

3 Die bestehende Hecke ist Bestandteil des Wanderbiotops und
kann im Rahmen der Verschiebung entfernt und an anderer geeig-
neter Stelle temporär wieder angelegt werden.

4 Soweit es der Betrieb der Grube erlaubt, ist während des Abbaus
eine ökologische Vernetzung zu unterstützen. Bei der Wahl der
Massnahmen stützt sich die Betreiberin auf die regionalen bzw.
kom m u n a le n La n d s ch aftse n twi ck I u n g s kon ze pte.

5 Vor dem Abbau (1976) bestehende, ökologisch und landschaft-
lich wertvolle Elemente werden in Absprache mit den zuständigen
Fachstellen an geeigneter Stelle im eruveiterten Perimeter ersetzt.
Bei der Freigabe der letzten Abbauetappe muss ein entsprechen-
des Massnahmenkonzept für die Endgestaltung vorliegen.
u Die GK bzw. die Grubenbetreiberin ziehen bei Bedarf ausgewie-
sene Fachpersonen bei.

Eínw ohnergemeinle Kiesen

Eínw ohnergemeínde Heimherg
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Naturschutz und ökolo
glsche Vernetzung nach
Abbau und Rekultivierung
(Endzustand)

Lärm und Staub

Sicherheit

Art.26

Nach dem Abbau und der Rekultivierung setzt sich die Gruben-
kommission für die Umsetzung folgender Ziele ein und stützt sich
dabei auf das zuvor erarbeitete Massnahmenkonzept.

- Schaffen eines Biotops für die vorhandenen Amphibienarten
Gelbbauchunke, Erdkröte, Grasfrosch und Libellenarten im
Projektperimeter oder in der näheren Umgebung

- Offenhalten einer geeigneten Kieswand

- Wertvolle ökologische Ausgleichsflächen sollen nach den Ziel-
setzungen und Vorgaben der regionalen bzw. lokalen ,,Teil-
richtpläne ökologische Vernetzung" angelegt werden.

- Enwirken einer ökologischen Vernetzung von Ost nach West in
Absprache mit den Grundeigentümern im Bereich des südli-
chen Grubenabschnittes

Art.27

' Die GK und die Grubenbetreiberin sorgen dafür, dass die Bevöl-
kerung und die Umgebung durch den Betrieb weder direkt noch
indirekt von erheblichen lmmissionen betroffen werden. Sie ist
bestrebt, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die dem Stand der Tech-
nik entsprechenden Methoden und Geräte einzusetzen.
2 Zur Verminderung von Staubemissionen wird für die wegfahren-
den Lastwagen vor dem Erreichen der öffentlichen Strasse eine
Pneuwaschanlage eingerichtet.

"Zum schutz der Liegenschaft,,Rohrmatt" wird westlich entlang
des Betriebsareals ein Schutzwall angelegt.

oZum Schutz der Liegenschaften ,,Cholmatt" ist vor Abbaubeginn
in Etappe 5 entlang der südlichen Etappengrenze ein Schutzwall
anzulegen.

Art.28

Die Grube ist so abzusichern, dass Unfälle, namentlich ein Absttlr-
zen über die Grubenwand, verhindert werden können.

Eínw ohner gemeinile Kies e n
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F I ä ch e n fü r Betri eb sein rich -
tungen

Bauten ausserhalb der Be-
triebsflächen

Zuordnung der Lärmemp-
findlichkeitsstufen

Ersch/lessun g Grubenareal

La n dwi t'ts c h aftl i ch e s We g -
netz

Vlll Bauten und Anlagen

Art.29

lm lnfrastrukturperimeter gelten die Bauvorschriften gemäss Art.
38 (Gewerbezone) und Art. 47 (Baupolizeiliche Masse) des Bau-
reglements der Gemeinde Kiesen. Die neuerstellten Bauten sind
nach der Abbautätigkeit wieder abzubrechen. Eine allfällige ander-
weitige Nutzung ist ausgeschlossen.

Art.30

Ausserhalb der Betriebsflächen sind nur technisch bedingte Bau-
ten und Anlagen wie Klärbecken, mobile Brech- und Sortieranla-
gen, Eingangskontrollen etc. gestattet, die dem Abbau oder der
Aufbereitung dienen. Diese Anlagen sind mit dem Fortschritt der
Abbau- und Auffülltätigkeit zu verschieben und dürfen zu keiner
wesentlich g rösseren offenen G ru benfläche fü hren.

Art.31
1 lm Bereich der Abbau-, Wiederauffüllungs-, Bodendepot- und
Betriebsflächen gilt die Empfindlichkeitsstufe (ES) lV.

2 Ftrr die rekultivierten Landwirtschaftsflächen resp. die Landwirt-
schaftszone gilt die ES lll.

lX Erschliessung

Art.32
I Die Erschliessung des Grubenareals erfolgt ausschliesslich über
den im Norden liegenden Autobahnzubringer.

2 lnnerhalb des Grubenareals können Erschliessungen im Sinne
von Baupisten ohne separate Bewilligungen erstellt werden.

Art.33
1 Die während des Grubenbetriebes landwirtschaftlich bewirt-
schaftbaren Flächen innerhalb des Wirkungsbereiches der UeO
sind in geeigneter Weise zu erschliessen. Die Details sind durch
die GK zu regeln. Zudem wird während des Betriebes vorüberge-
hend ein landwirtschaftlicher Erschliessungsweg von mind. 2,5 m
Breite entlang der Westgrenze des UeO-Perimeters gemäss UeP
A erstellt, welcher die obere mit der unteren landwirtschaftlichen
Nutzfläche verbindet.

EÍnw ohnergemeinde [fiesen
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Wanderwege

VertraglicheSichersteltung Art.35

F i n a n zi el I e S ich erstell u ng/
Haftung

Geltungsbereich

2 Die landwirtschaftliche Haupterschliessung im Endzustand ist auf
dem UeP B festgehalten. Der Belag des Weges ist wasserdurch-
lässig zu gestalten. Das übrige landwirtschaftliche Wegnetz inner-
halb des Wirkungsbereiches der UeO ist abgestimmt auf die End-
topografie durch die GK in zweckmässiger Form festzulegen und
hat mindestens dem Standard des ursprünglichen Zustandes zu
entsprechen.

Art.34
t Für die Dauer der Grubentätigkeit ist, in möglichst geringer Dis-
tanzzur ursprünglichen Lage, ein Ersatzweg bereitzustellen. Die
genaue Wegführung wird jeweils vor lnangriffnahme einer neuen
Abbauetappe durch die GK festgelegt und dem TBA / O¡K ¡l sowie
den Berner Wanden¡vegen, eingetragen in einer LK Mst. 1:25'000
mitgeteilt. Der Belag des Weges ist wasserdurchlässig zu gestal-
ten. Der Weg hat eine minimale Breite von 1.20 m aufzuweisen.
2 Der landwirtschaftliche Haupterschliessungsweg im Endzustand
(siehe UeP B) dient gleichzeitig als Wandenruegverbindung in
Nord-Süd-Richtung zwischen dem Rotachewald und Thungschneit
(entspricht ca. dem ursprünglichen Verlauf). Der Belag des Weges
ist wasserdurchlässig zu gestalten.

X Verfahrens- und Schlussbestimmungen

Es gelten die Vereinbarungen zwischen der Grubenbetreiberin und
der Gemeinde Heimberg vom 24. April2003 und der Gemeinde
Kiesen vom 15. April 2003.

Art.36

Für die Wiederauffüllungs- und Rekultivierungsarbeiten leistet die
Grubenbetreiberin gem. Art 33 BauV die in der Gewässerschutz-
bewillig ung festgelegte Sicherheit.

Art.37
t Das vorliegende UeO-Verfahren ist so ausgestaltet, dass mit der
Plangenehmigung die nötigen Bewilligungen fllr den ganzen Peri-
meter als erteilt gelten.

2 Die rechtskräftige UeO gilt (gem. Art. 1, Abs. 4 BauG) für den
Abbau der Etappe 1 - 7 und das Betriebsareal als Baubewilligung
3 Die einzelnen Etappen werden von der Gewässerschutz-Fach-

Einw ohnergeneínle KÍesen

Eínw ohnergemeinde Heí,mherg
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lnkrafttreten

stelle freigegeben, sofern die Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

Art.38

Die UeO tritt mit der Genehmigung durch das Amt für Gemeinden
und Raumordnung in Kraft.

Elnwohneryemeínde Kiesen

EInw ohner genelnde H eûnher g
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Genehmigungsvermerke

Gemeinde Heimberg

Mitwirkung vom

10.11. - 7 .'t2.2003
Vorprtifung vom

19.03. -23.07.2004

Publikationen:
- im Amtsblatt vom: 15.09.2004
- im Amtsanzeiger vom: 9.09.04;
16.09.04

Öffentliche Auflage
vom 17.09. bis 16.10.2004

Einspracheverhandlungen :

keine

Anzahl erledigte Einsprachen: 0
Unerledigte: 0
Rechtsverwahrungen: 1

Beschlossen durch den Gemein-
derat am:,1{^o.2004

Beschlossen durch die Einwoh-
nergemeinde Heimberg am:
13.12.2004

Namens des Gemeinderats:

Der Präsident:

Gemeinde Kiesen

Mitwirkung vom

10.11. - 7 .12.2003
Vorprüfung vom

19.03. -23.07.2004

Publikationen:
- im Amtsblatt vom: 15.09.2004
- im Amtsanzeiger vom: 17.09.;
24.09.2004

Öffentliche Auflage
vom 17.09. bis 16.1 0.2004

Einspracheverhandlungen :

keine

Anzahl erledigte Einsprachen: 0
Unerledigte: 0
Rechtsverwahrungen: 0

Beschlossen durch den Gemeinde-
rat am:9.114.2004

Beschlossen durch die Einwohner-
gemeinde Kiesen am: 19.1 1.2004

q:
Peter

whwwtt
Namens des Gemeinderats:
Der Pr;igident:

/¡',r\ud+",u,
Gutknecht

Der I

D ichtigkeit dieser Angaben

Peter Baumgartner

Heinz Aebersold

04,f}|
Die Richtigkeit dieser Angaben
bescheiniot:

Kiesen, d;" ...1.9. 11t..::?1.....ffi
bescheinigt:

Heimberg, den

Der

Müller

Z.ü .,hrl, Zt!0S

be¿;

Eínw ohnergemeínle KÍes en

Einw ohnergemeinde Heinh er g
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Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung des
Kantons Bern

am GENEHMIGT mit Aenderungen
gem. Verfügung vom

0 7. APR. 2005

Amtfür Gemeinden und Raumordnung:
a

Genehmigt durch das Amt für Wald des Kantons Bern

am

Einw ohner gemeínl e Kies en

Eínw ohnergeneínle Heinherg
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Änderung baurechtliche Grundordnung
Gemeinde Kiesen

1 Bestehender Artikel 44 Baureglement

Abbau- und Ablagerungszo- Artikel 44
ne

Abbau- und Auffüllzone
AAZ

l Ausserhalb der Abbau- und Ablagerungszonen dürfen keine Ma-
terialentnahme- und Deponiestellen errichtet werden.
2 Der Abbau, die Abbauetappen, die Wiederauffüllung und die Re-
kultivierung richten sich nach einem durch die zuständigen Behör-
den zu genehmigenden Konzept. Die Planung und Projektierung
wird durch die entsprechende grubeninterne Gestaltungsplan-
kommission begleitet. Vorbehalten bleiben Abs. 3 und 4.

3 Es sind nur Bauten und Anlagen gestattet, welche mit dem Be-
trieb des Kiesabbaus oder der Wiederauffüllung an diesem Stand-
ort in einem notwendigen Zusammenhang stehen. Nicht gestattet
sind Bauten und Anlagen zur Verarbeitung, welche nicht aus sach-
lichen Gründen in unmittelbarer Nähe von Abbau und Wiederauf-
füllung angeordnet werden müssen, wie z.B. Kiesverarbeitungs-
und Fertigbetonanlagen.

a lm Teil Ost, welcher durch ein Landschaftsschutzgebiet gemäss
Art. 64 äberlagert ist, erfolgt der Abbau in 3 Etappen, beträgt der
Auffüllgrad 1 00% (Wiederherstellung der ursprünglichen Gelände-
form) und ist die Rekultivierung für jede Etappe spätestens 5 Jahre
nach deren Abbaubeginn abzuschliessen.

2 Neuer Artikel 44 Baureglement

Artikel44

l Ausserhalb der Abbau- und Auffüllzone dürfen keine Materialent-
nahme- und Deponiestellen errichtet werden.

2 Der Abbau, die Abbauetappen, die Wiederauffüllung und die Re-
kultivierung werden in einer Überbauunqsordnunq qereqelt (qe-

mäss Art. BauG).

3 Nach Abschluss der E nq wird die Abbau- und Auffüll-
zone aufoehoben. Vorbehalten bleiben allfällioe Folqeplanunqen.

Eínwohnergemeínde

Ifiesen
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Kant,on' Bern

Gemeinde HeÍmberg
Gemeinde Kiesen

tlberbauungsoîdnung
Abbau und AuffüLLung

BäÍíberg
aa

tIb e rb auung svo î s ehî í f t en

BeetandteíIe 73, ífuerbauungeordnung t
Ube rbauung svor s chr i f t en

iberbauungsplan A ,,Betríebsphase,, (pJ.an Nr. J-0)
ifuetbauungspTan 8 ,,End.zustand,, (plan Nr. j-J-)

Weítere Anberlagens
UmweL tvert rä97 i chke i t sber i cht WB

ilanuar 2070

Inhalt,Tíehe ilnderungen sínd blau markíert
o For,rrtale Anpassungen sínd rot markíert

aGeneh mr ungsexemplar
o

Gemeìnde Heímberg, ÂJ,penstrasse 10, postfach 27j-, 3622 Heimberg
Gemeinde Kiesen, Bahnhofstrasse J-0, post,fach 15, 3629 Kiesen
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Grundlagen und Zweck

Wirkungsbereich und Defini- Arl.2
tionen

Stellung zu den baurechtli-
chen Grundordnungen

U berbau u n gsvorsch riften

I Allgemeines

Art. 1

r Die Überbauungsordnung,;Abbau und Auffüllung Bümberg"
(UeO) stützt sich auf die bestehenden Grundordnungen der Ge-
meinden Heimberg und Kiesen sowie auf den Regionalen Teil-
richtplan Abbau und Deponie der Region Thun-lnnertPort (2006),
den Regionalen Teilrichtplan Abbau und Deponie der Region Aa-
retal (2008) und den kantonalen Sachplan Abbau Deponie Trans-
porte (1998).

2 Durch die UeO erfolgt die Sicherung der langfristigen Kiesver-
sorgung und Ablagerung von unverschmutztem Aushub in den
Regionen Aaretal und Thun-lnnertpôrt.

3 Sie ordnet den Abbau, die Auffütlung, die Rekultivierung und
Endgestaltung, die Transportrouten sowie die Nutzung und Gestal-
tung der Betriebsflächen.

a Die UeO berücksichtigt insbesondere die Grundsätze und Anfor-
derungen der Raumplanung, der Land- und Waldwirtschaft, des
Gewässei- und Umweltschutzes sowie des Naturschutzes.
5 Die UeO bildet die Grundlage für Massnahmen zum Schutz der
betroffenen Bevölkerung.

1 Der Wirkungsbereich der UeO ist in den Überbauungsplänen
(UeP) A und B festgelegt.

2 Als Grubenbetreiberin gilt für den Abbau und für die Wiederauf-
füllung die KAGA, Uttigen bzw. ihr Rechtsnachfolgerin als ver-
antwortlich

3 Als verantwortliche Kommission wird eine Grubenkommission
(Art. 16) eingesetzt.

Art.3

Soweit die Überbauungsordnung nichts anderes bestimmt, gelten
für die jeweiligen Gemeindegebiete je die baurechtlichen Grund-
ordnungen der Gemeinden Heimberg und Kiesen.

Abbau und Auffü7lung Bämberg
Üb e rb auung svo r s chr i t t e n
E Lnwohtzergeme índe Kí e s en
E ínwohnergeme lnde He íatb erg
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Grundkonzept der UeO

Bestandteite der ueO

Art.4
I ln der UeO werden die Grundlagen für die Erstellung der not-
wendigen Bauten und Anlagen geschaffen und der Abbau und die
Wiederherstellung mit Zielvorgaben verbindlich geregelt.

2 Namentlich eingeschlossen sind:

- die Lage und der Ablauf der Kiesentnahme
- die Art und Weise der Auffüllung, der Rekultivierung und End-

gestaltung

- die zugelassenen Nutzungen im lnfrastrukturperimeter
- die interne und externe Erschliessung
- die Folgenutzungen

3 Das konkrete Vorgehen innerhalb der verbindlichen Vorgaben
der UeO wird von der Grubenbetreiberin zusammen mit der Gru-
benkommission (GK) festgelegt.
a Die GK stellt zusammen mit den Behörden sicher, dass die in der
UeO umschriebenen Vorgaben eingehalten werden.

Art.5
I Die UeO besteht aus den folgenden Bestandteilen:

- Überbauungsvorschriften (UeV)
- Überbauungsplan A (UeP A)
- Überbauungsplan B (UeP B)

2 Der UeP A beinhaltet die folgenden Festlegungen und Hinweise:
- Wirkungsbereich der UeO
- Abbauetappen

Zu- und Wegfahrt Grubenareal
- Landwirtschaftliche Erschliessung
- Anschlusspunkte Wandenruegverbindung
- lnfrastrukturperimeter
- Schutzwall
- Bodendepotflächen
- . Gemeindegrenzen
- Wdd

3 Der UeP B beinhaltet die folgenden Festlegungen und Hinweise:
- Wirkungsbereich der UeO
- Höhenlinien Endzustand
- Folgenutzungen:

- Waldwirtschaft (Wiederbewaldungsflächen)
- Landwirtschaft

- Landwirtschaftliche Haupterschliessung, inkl. Wanderweg
- Gemeindegrenzen
- vorgesehene Erschliessung Land-/Forstwirtschaft

Abbau und AuffüIlung Btinberg
tlb e rb auung svo r s c hr i f t e n
E ínwohnergemelnde Kí e e an
E ínwohzte rgerre inde IIe inb erg
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Grenzabstände

Etappierung und Ab-
bauschritte

Offene Grubenfläche

Bodenschutz

Abbautiefe

Wald

Abbau

Art.6

Die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzabstände wie der Abstand
zu Strassenparzellen und der Abstand zu Gebäuden s¡nd ein-
gehalten. Der Waldabstand beträgt mindestens 7 m plus die Mäch-
tigkeit der Abdeckung.

Art.7
I Der Abbau erfolgt grundsätzlich in der im UeP A festgelegten
Reihenfolge (Etappen 1 -7) gemäss Abbauprojekt.

2 D¡e Grösse und zeitliche Abfolge der Abbauschritte wird durch
die GK vorbereitet und.im Rahmen der Gewässêrschutzbewilli-
gung freigegeben. Ein Abbauschritt kann mehrere Etappen umfas-
sen.

Art.8

Die offene Grubenfläche ist uriter Berücksichtigung der landschaft-
lichen und ökologischen Erfordernisse und im Einverständnis mit
der GK auf das betrieblich notwendige Minimum zu beschränken.

Art.9
r Der Oberboden (A-Horizont) und der Unterboden (B-Horizont)
werden gesondert abgetragen, auf den Bodendepotflächen zwi-
schengelagert und für die Rekultivierung der Grube wiederver-
wendet.

2 N¡cht verwertbares Material wird für die Autfüllung und die End-
gestaltung wiederuerwendet.

Art. 10

I D¡e Abbautiefe richtet sich nach dem Kiesvorkommen und dem
G rundwasservorkommen.

2 Die maximale Abbautiefe wird im Rahmen der Gewässerschutz-
bewilligung von den zuständigen Behörden festgelegt.

Abbau und Auffü7lung BänbeJrg

Üb e rbauung svo r s c hr i f t en
E Lnwolnergeae Lnde Kl e een
Elnwohnergemelnde Hølmberg
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Auffüllungsbereich

Auff üllungsmaterial

Ablauf der Auffüllung

Kontrolle

Vo rbe ug u ng von Stö rfäl le n

lll Auffüllung

Art. 11

Die Auffüllung erfolgt gemäss der Modellierung (topografische
Endgestaltung, siehe Art. 17ff.) im UeP B.

Art. 12

Für die Auffüllung wird nur unverschmutztes Aushubmaterialver-
wendet. Die Qualität des Auffüllmaterials wird durch eine Sichtkon-
trolle gewährleistet.

Art. 13

Die Wiederauffüllung erfolgt kontinuierlich nach Massgabe des
verfügbaren Auffüllmaterials und wird in der Gewässerschutz-
bewilligung festgelegt. Die örtliche Abfolge der Wiederauffüllung
richtet sich nach den Erfordernissen des Betriebs, der Endge-
staltung, der Rekultivierung und des Umweltschutzes.

lV Grubenbetrieb

Art. 14

I Die Grubenbetreiberin hat jederzeit für die gute Ordnung auf dem
Abbauareal besorgt zu sein. Sie ist insbesondere dafür verantwort-
lich, dass im Abbaugebiet keine unbewilligten Materialien abgela-
gert werden.

2 Der Kiesabbau und die Auffüllung unterstehen weiterhin der jähr-

lichen lnspektion des FSKB (Fachverband der Schweiz. Kies- und
Betonindustrie, Bern). Der Inspektionsbericht ist dem Amt für Was-
ser und Abfall (AWA) sowie den Gemeinden Kiesen und Heimberg
unaufgefordert zuzustellen. Sie sorgt dafür, dass die für die Auffül-
lung notwendigen Grund- und Abwasserkontrollen nach den Wei-
sungen des AWA durchgeführt werden.

Art. 15

1 D¡e Betankung der Maschinen findet auf speziell gesicherten

Plätzen statt, so dass bei Unfällen kein Treibstoff versickern kann.
2 Ausserhalb der Betriebszeiten werden die Maschinen auf ent-
sprechend gegen das Versickern von Treibstoff geschützten Flä-
chen abgestellt.

Abbau und AuffüIlung Bíimberg
Ûbe rbauung svo r s chr i f t, en
E lnwohttergeae lnde KL e sen
E !.nwohnergeme lnde IIe lmb e rg
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Grubenkommission (GK)

Grundsatz

Gestaltungskonzept

3 Für den Fall von ÖMerlusten werden die zur Abwehr von Ver-
sch m utzungen im G ru ndwasser notwendigen Hilfsm ittel bereitge-
stellt.

a Die Grundwasserqualität wird durch regelmässig stattfindende
Kontrollen gesichert.'

5 Die GK genehmigt die notwendigen Checklisten und das Grund-
wasser-Überwachun gsprog ramm.

Art. 16

I Zur Gewährleistung der gegenseitigen Information sowie für die
detaillierte Ausgestaltung und Überwachung des Abbaus und der
Wiederherstellung innerhalb der verbindlichen Vorgaben der UeO
wird eine GK eingesetzt.

2 In der GK sind die Gemeindebehörden von Heimberg und Kiesen
mit je 2, die Grubenbetreiberin und die Grundeigentümer/-innen
ebenfalls mit je 2 Mitgliedern vertreten. Der GK gehöft ausserdem
eine ökologisch ausgebildete Fachperson an. Bei Bedarf zieht die
GK weitere Vertreter/-innen von Behörden.und Organisationen bei.

sDie Aufgaben und Kompetenzen der GK werden in einem Pflich-
tenheft umschrieben. Dieses bildet integrierenden Bestandteil der
Überbauungsordnung und kann nur mit Zustimmung der betroffe-
nen Gemeinderäte und nach Anhörung der kantonalen Fachstellen
geändert werden.

V Topographische Endgestaltung

Art. 17

Beider Endgestaltung des Areals wird darauf hingewirkt, dass sich
die neue Topographie harmonisch in die neue Umgebung einfügt.

Art. 18

r Die Endgestaltung ist im UeP B geregelt.

2 Änderungen in der Detailgestaltung sind rechtzeitig vor Beginn
der Endgestaltung auf Antrag der GK durch die zuständigen Orga-
ne der Gemeinden Kiesen und Heimberg und das Amt für Gemein-
den und Raumordnung zu genehmigen.

Abbau und AUEEüIlung Btinbetg
tlb e rb auung svo r s chr í f t en
E ínwohnergeae lnde Ktesen
E tnwol:uaergeme lnde He Lnb e rg
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Grundsätze

Wiederbewaldung

La ndw i rtsch aft sf I äch e n

Vl Rekultivierung, Nutzung und Wiederbewaldung

Art. 19

t Fur die Rekultivierung gelten folgende Grundsätze:

- Schaffung geeigneter land- und waldwirtschaftlicher Flächen
mit hochwertigem Kulturland und Nutzwald,

- Schaffung von genügend ökologischer Ausgleichsfläche,

- Vor dem Abbau bestehende, ökologisch und landschaftlich
wertvolle Elemente werden an geeigneter Stelle im erweiterten
Perimeter ersetzt.

2 Altfältige beim Abbau neu entstehende, besondere Lebensräume
und/oder auftretende geschützte Arten sind in der Detailplanung
der Rekultivierung zu berücksichtigen,

Art.20
1 Die Wiederbewaldungsfläche ist im UeP B als Hinweis darge-
stellt. Massgebend für die Wiederbewaldung ist der Ersat2auffors-
tungsplan (Plan Nr.23 vom 13. Juni 2006) der Rodungsbewilli-
gung vom 18. August 1987 mit Abänderung vom 18. Juli 2006.

'Auf der f,ufforstungsfläche soll ein Nutzwald angelegt werden. Zu
gegebener Zeit efarbeitet die GK in Zusammenarbeit mit den

Grundeigentümer/-innen, der Grubenbetreiberin, den Gemeinden
und dem Forstdienst einen Pflanzplan. Eine Anpassung des Er-

satzaufforstungsplanes von 2006 ist entsprechend der rekultivier-
ten Grubenfläche dabei möglich.

t Die Bodenqualität dêr Aufforstungsflächen innerhalb des Wir-
kungsbereiches der Überbauungsordnung óoll gemäss der,,FSKB-
Richtlinie für Aufforstung von Kiesgruben" (Fachverband der
Schweizerischen Kies- und Betonindustrie, 1991) mindestens der-
jenigen vor dem Materialabbau entsprechen.

Art.21
1 Die landwirtschaftlichen Flächen sind so zu rekultivieren, dass
grundsätzlich wieder eine ortsübliche landwirtschaftliche Nutzung
möglich ist.

2 Die Bodenqualität der rekultivierten Flächen innerhalb des Wir-
kungsbereiches der Überbauungsordnung soll gemäss der,,FSKB-

Abbau und AuffüIlung Bíinberg
Übe rbauung svor s chr i f t, en
Eínwohnergemeínde Kiesen
E Lnwohnergene índe He íatb erg
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Grundsatz

Bodenschutz

Rekultivierungsr¡chtl¡nie für den fachgerechten Umgang mit Bö-
den" (Fachverband der Schweizerischen Kies- und Betonindustrie,
2001) mindestens derjenigen vor dem Materialabbau entsprechen.
Es soll eine Mächtigkeit von 80 cm Unterboden und 30 cm Ober-
boden (im gesetzten Zustand) erreicht werden.

3 M¡ttels geeigneter Ausbildung der Rohplanie und einem ange-
passten Entwässerungsleitungsnetz ist eine genügende, funktio-
nierende Drainage zu gewährleisten. Die GK informiert das AWA
über die Detailplanung der einzelnen Rekultivierungsetappen.

a Die Rohplanie ist durch die GK abzunehmen und - sofern die
Flächen nicht tür Bodendepots benötigt werden - zur Rekultivie-
rung freizugeben.

5 Der rekultivierte Boden ist über eine längere Zeitspanne zu über-
prüfen und allenfalls zu verbessern. Setzungen sind laufend aus-
zugleichen. Die Nachsorge des rekultivierten Gebietes geht wäh-
rend den ersten 5 Jahren zu Lasten der Betreiberin, sofern die Be-
wi rtschaftungsvorschriften eingehalten sind.

6 Die Folgebewirtschaftung der rekultivierten Flächen richtet sich
nach der,,FSKB-Rekultivierungsrichtlinie für den fachgerechten
Umgang mit Böden" und ist bewirtschafterverbindlich festzulegen.

Vll Massnahmen zum Schutz der Umwelt

Arl.22
l Von der Betreiberin sind alle ökonomisch zumutbaren techni-
schen und organisatorischen Massnahmen zu ergreifen um schäd-
liche Auswirkungen auf die Umwelt zu verhindern.

2 D¡e Grubenbetreiberin bzw. die GK zieht während der ganzen
Betriebsphase sowie bei der Rekultivierung ausgewiesene Fach-
personen für die ökologische Baubegleitung bei.

Art.23
r Die biologisch aktiven Bodenschichten sind nach den jeweils
geltenden fachtechnisch Richtlinien des FSKB zu behandeln.

2 Der Oberboden (Humus) und der Unterboden werden gesondert

abgetragen, auf den im UeP A bezeichneten Flächen für Boden-
depots zwischengelagert uhd für die Rekultivierung wiederverwen-
det. Allfällig zusätzlich vorübergehend nötige Zwischenlagerflä-

å.bbau und .åuffüLlung Bümberg
tlb e rb auung svo r s chr i t t en
Elnwohtzergeme índe Ki egen
E ínwohnergane índe He ímberg
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Gewässerschutz

Naturschutz

chen für Bodendepots sind von der GK zu genehmigen.
3 Abtrag und Rekultivierung sind nach Möglichkeit so zu koordinie-
ren, dass sich eine Zwischenlagerung erübrigt.

Arl.24
t Mit der Gewässerschutzbewilligung wird die Abbauhöhe unter
Berucksichtigung der Grundwasservorkommen festgelegt.

' Die Entwässerung der Flächen für die Betriebseinrichtungen ist
bestehend und wird nach Bedarf ausgebaut.
3 Das anfallende Meteoruvasser darf nicht in die Kanalisation ge-
langen. Es wird wenn möglich grossflächig versickert oder zur
Verdunstung gebracht

a Das Betriebsareal und Plätze, die nicht aus gewässerschutz-
technischen Gründen einen wasserundurchlässigen Belag erfor-
dern, sind sickerfähig zu gestalten.

5 Meteonvasser von rekultivierten Flächen ist zu versickern.
6 Die Handhabung und Lagerung von wassergefährdenden Stoffen
ist örtlich auf die Flächen für Betriebseinrichtungen und mengen-
måssig auf ein Minimum zu beschränken.

Art.25
1 Die durch den Abbaubetrieb entstehenden wertvollen Flächen für
spezialisierte Tier- und Pflanzenarten sind schonend zu behan-
deln.

2 Zum Erhalten der vorhandenen Amphibienpopulationen werden
während der Abbau- und Wiederauffüllphasen Wanderbiotope in
der Grösse des heute bestehenden Biotops mit einem grösseren
und 3-4 kleineren Tümpeln bereitgestellt, deren Unterhalt und pfle-
ge gewährleistet wird. Dabei soll für ungehinderte Wandermöglich-
keiten insbesondere für die Amphibien gesorgt werden (keine Fall-
gruben).

3 D¡e bestehende Hecke ist Bestandteil des Wanderbiotops und
kann im Rahmen der Verschiebung entfernt und an anderer geeig-
neter Stelle temporär wieder angelegt werden.
4 Soweit es der Betrieb der Grube erlaubt, ist während des Abbaus
eine ökologische Vernetzung zu unterstützen. Bei der Wahl der
Massnahmen stützt sich die Betreiberin auf die regionalen bzw.
kommunalen Landschaftsentwicklungskonzepte,

5 Sollte der Wildwechsel durch den Werkverkehr spürbar beein-
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trächtigt werden, sind durch die GK in Absprache mit dem Jag-
dinspektorat auf Kosten der Grubenbetreiberin (Art.2 Abs 2) ge-
eignete Massnahmen zu prüfen.

6 Vor dem Abbau (1976)bestehende, ökologisch und landschafþ
lich wertvolle Elemente werden in Absprache mit den zuständigen
Fachstellen an geeigneter Stelle im enrueiterten Perimeter ersetzt.
Bei der Freigabe der letzten Abbauetappe muss ein entsprechen-
des Massnahmenkonzept für die Endgestaltung vorliegen.

7 Die GK bzw. die Grubenbetreiberin ziehen bei Bedarf ausgewie-
sene Fachpersonen bei.
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Naturschutz und ökolo
gische Vernetzung nach
Abbau und Rekultivierung
(Endzustand)

Lärm und Staub

Sicherheit

Art.26

Nach dem Abbau und der Rekultivierung setzt sich die Gruben-
kommission für die Umsetzung folgender Ziele ein und stützt sich
dabei auf das zvvor erarbeitete.Massnahmenkonzept.

- Schaffen eines Biotops frir die vorhandenen Amphibienarten
Gelbbauchunke, Erdkröte, Grasfrosch und Libellenarten im
Projektperimeter oder in der näheren Umgebung

- Offenhalten einer geeigneten Kieswand ausserhalb des Wald-
areals

- Wertvolle ökotogische Ausgleichsflächen sollen nach den Ziel-
setzungen und Vorgaben der regionalen bzw. lokalen,,Teil-
richtpläne ökologische Vernetzung" angelegt werden:

- Erwirken einer ökologischen Vernetzung von Ost nach West in
Absprache mit den Grundeigentümern im Bereich des südli-
chen Grubenabschnittes

furt.27
t D¡e GK und die Grubenbetreiberin sorgen dafür, dass die Bevöl-
kerung und die Umgebung durch den Betrieb weder direkt noch
indirekt von erheblichen lmmissionen betroffen werden. Sie ist
bestrebt, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die dem Stand der Tech-
nik entsprechenden Methoden und Geräte einzusetzen.

2 Zur Verminderung von Staubemissionen wird für die wegfahren-
den Lastwagen vor dem Erreichen der öffentlichen Strasse eine
Pneuwaschanlage eingerichtet. Das Betreiben deir Pneuwaschan-
lage ist zwingend.

3Zum Schutz der Liegenschaft,,Rohrmatt" wird westlich entlang
des Betriebsareals ein Schutzwall angelegt.

oZum Schutz der Liegenschaften,,Cholmatt" ist vor Abbaubeginn
in Etappe 5 entlang der südlichen Etappengrenze ein Schutzwall
anzulegen.

Art.28

Die Grube ist so abzusichern, dass Unfälle, namentlich ein Abstür-
zen über die Grubenwand, verhindert werden können.

Abbau und AuÊfüLJ.ung Bänberg
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Flächen für Betriebseinrich-
tungen

Bauten ausserhalb der Be-
triebsflächen

Zuordnung der Lärmemp-
f indlichkeitsstufen

E rschl i essu ng G rube n areal

F o rst -/ La n dwi ¡tsc h af tl i c h e s
Wegnetz

Vlll Bauten und Anlagen

Art.29

lm lnfrastrukturperimeter gelten die Bauvorschriften gemäss Art.
38 (Gewerbezone) und Art. 47 (Baupolizeiliche Masse)des Bau-
reglements der Gemeinde Kiesen. Die neuerstellten Bauten sind
nach der Abbautätigkeit wieder abzubrechen. Eine allfällige ander-
weitige Nutzung ist ausgeschlossen.

Art.30

Ausserhalb der Betriebsflächen sind nur technisch bedingte Bau-
ten und Anlagen wie Klärbecken, mobile Brech- und Sortieranla-
gen, E¡ngangskontrollen etc. gestattet, die dem Abbau oder der
Aufbeieitung dienen. Diese Anlagen sind mit dem Fortschritt der
Abbau- und Auffülltätigkeit zu verschieben und dürfen zu keiner
wesentl¡ih grösseren offenen Grubenfläche führen.

Art. 31

1 lm Bereich der Abbau-, Wiederauffüllungs-, Bodendepoþ und
Betriebsflächen gilt die Empfindlichkeitsstufe (ES) lV.

2 Fiir d¡e rekultivierten Landwirtschaftsflächen resp. die Landwirt-
schaftszone gilt die ES lll.

lX Erschliessung

Art.32
1 Die Erschliessung des Grubenareals erfolgt ausschliesslich über
den im Norden liegenden Autobahnzubringer.

2 lnnerhalb des Grubenareals können Erdchliessungen im Sinne
von Baupisten ohne separate Bewilligungen erstellt werden.

Art.33
1 Die während des Grubenbetriebes landwirtschaftlich bewirt-
schaftbaren Flächen innerhalb des Wirkungsbereiches der UeO

Abbau tlønd AuffüLlung Bíimberg
tlb e rbauung svor s chr i t t en
E lnwohnetgemelnde KL e e en
E L nwoltn e rg eme lnd,e H e Lnb e r g

SejËe 73/L6



Wanderwege

Verlragtichesichersteltung Art.35

Finanziel le Siche rstell ung/
Haftung

sind in geeigneter Weise zu erschliessen. Die Details sind durch
die GK zu regeln. Zudem wird während des Betriebes vorüberge-
hend ein landwirtschaftlicher Erschliessungsweg von mind. 2,5 m
Breite entlang der Westgrenze des UeO-Perimeters gemäss UeP
A erstellt, welcher die obere mit der unteren landwirtschaftlichen
Nutzfläche verbindet.

2 Die landwirtschaftliche Haupterschliessung im Endzustand ist auf
dem UeP B festgehalten. Der Belag des Weges ist wasserdurch-
lässig zu gestalten. Das übrige land- und forstwirtschaftliche Weg-
netz innerhalb des Wirkungsbereiches der UeO ist abgestimmt auf
die Endtopografie durch die Gemeinderäte auf Antrag der GK in
zweckmässiger Form festzulegen und hat mindestens dem Stan-
dard des ursprünglichen Zustandes zu entsprechen.

Art.34
r Für die Dauer der Grubentätigkeit ist, in möglichst geringer Dis-

tanzzur ursprünglichen Lage, ein Ersatzweg bere¡tzustellen. Die
genaue Wegführung wird jeweils vor lnangriffnahme einer neuen
Abbauetappe durch die GK festgelegt und dem TBA / OIK ll sowie
den Berner Wanderwegen, eingetragen in einer LK Mst. 1:25'000
mitgeteilt. Der Belag des Weges ist wasserdurchlässig zu gestal-
ten (Naturbelag). Der Weg hat eine minimale Breite von 1.50 m
aufzuweisen.

2 Der landwirtschaftliche Haupterschliessungsweg im Endzustand
(siehe UeP B) dient gleichzeitig als Wanderuvegverbindung in
Nord-Süd-Richtung zwischen dem Rotachewald und Jhungschneit
(entspricht ca. dem ursprünglichen Verlauf). Der Belag des Weges
ist wasserdurchlässig zu gestalten (Naturbelag). Der Weg ist mit

einem öffentlichen Wegrecht zu belegen, sofern er sich dannzumal
nicht im Eigentum der Gemeinde befindet.

X Verfahrens- und Schlussbestimmungen

Es gelten die Vereinbarungen zwischen der Grubenbetreiberin und
der Gemeinde Heimberg vom 24. April2003 und der Gemeinde
Kiesen vom 15. April2003.

Art.36

Für die Wiederauffüllungs- und Rekultivierungsarbeiten leistet die

Abbau und AuffüLJ.ung Bíinberg
Úb e rb auung sv o r s c hr i f t, e n
Einwohnergemeinde Kíeeen
E ínwotutargene índe He íatberg

Seite L4/76



Geltungsbereich

lnkrafttreten

Grubenbetreiberin gem. Art 33 BauV die in der Gewässerschutz-
bewilligung festgelegte Sicherheit.

Art.37
t Das vorliegende UeO-Verfahren ist so ausgestaltet, dass mit der
Plangenehmigung die nötigen Bewilligungen für den ganzen Peri-
meter als erteilt gelten.

2 Die rechtskräftige UeO gilt (gem. Art. 1, Abs. 4 BauG) für den
Abbau der Etappe 1 - 7 und das Betriebsareal als Baubewilligung.
3 Die einzelnen Etappen werden von der Gewässerschutz-Fach-
stelle freigegeben, sofern die Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

Art.38

Die UeO tritt mit der Genehmigung durch das Amt für Gemeinden
und Raumordnung in Kraft.
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Einspracheverhandlungen: keine Einspracheverhandlungen: keine

Genehmigungsvermerke

Gemeinde Heimberg

Mitwirkung vom

04.02.09 bis 06.03.09

Vorprüfung vom

24.12.08 bis 27.03.09

Publikationen:
- im Amtsblatt vom: 16.9.09
- im Amtsanzeiger vom
17.9124.9.O9

Öffentliche Auflage
vom 16.9 bis 16.10.2009

Anzahl erledigte Einsprachen: 0
Unerledigte: 0
Rechtsverwahrungen: 0

Beschlossen durch den Gemein-
derat am: 12j0.2009

Beschlossen durch die Einwoh-
nergemeinde Heimberg am:
7j22009

Namens des Gemeinderats:

Der Präsident:

Röthlisberger

Die Richtigkeit dieser Angaben
bescheinigt:

Heimbers, den ...2..5...J4l,|,.10.10

Der Gemeindeschreiber:

Oliver Jaggi

.åhbau und AuffüLLung Bíimberg
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Gemeinde Kiesen

Mitwirkung vom

04.02.09 bis 06.03.09

Vorprüfung vom

24.12.08 bis 27.03.09

Publikationen:
- im Amtsblatt vom: 23.9.09
- im Amtsanzeiger vom:
24.911.10.09

Öffentliche Auflage
vom 24.9 bis 24.10.2009

Anzahl erledigte Einsprachen: 0
Unerledigte: 0
Rechtsverwahrungen: 0

Beschlossen durch den Gemeinde-
rat am: 25.8.2009

Beschlossen durch die Einwohner-
gemeinde Kiesen am:
13.11.2009

Namens des Gemeinderats:

Der Präsident:t>
Ernst Nussbaum

Die Richtigkeit dieser Angaben
bescheinigt:

Kiesen, oen .?..0,...*|41!1,..?0!0........

"6¡Ñ/\,\Äîñä:illinri

Heinz Aebersold
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t

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern

am ll$rr
-I. lrl¡'l',"¡

Genehmigt durch das Amt für Wdd des Kantons Bern

am.
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Kanton Bern

Gemeinde Heimberg
Gemeinde Kiesen

tlberbauungsordnung
Abbau und AuffüLLung

Bíiníberg

P f 7 íehtenhe f t Grubenkotwrtí s s íon
(ar?. 16, Abs 3 UeV)

Januar 2070

o Keíne iinderungen gegenüber d,em bewíIligten
Pfliehtenheft, von 2005

Gemeinde Heimberg, Alpenstrasse L0, postfach 27L, 3627 Heimberg
Gemeinde Kiesen, Bahnhofstrasse J_0, posEfach J.S, 3629 Kiesen



Zweck

Zusammensetzutlg

Konstitution

Einberufung

Aufgaben und
Kompetenzen

Pflichtenheft der Grubenkommission
(Art. 16, Abs. 3 UeV)

Art. 1

Zweck der Grubenkommission (GK) ist die Gewährleistung der
gegenseitigen lnformation sowie die detaillierte Ausgestaltung und
Überuvachung des Abbaus und der Wiederherstellung innerhalb
der verbindlichen Vorgaben aus Überbauungsordnung (UeO),
Umweltverträglichkeitsbericht, Bewilligungsauflagen und Einspra-
cheverhandlungen.

Art.2

ln der GK sind die Gemeindebehörden von Heimberg und Kiesen
mit je 2,die Grubenbetreiberin und die Grundeigentümer/-innen
ebenfalls mit je 2 Mitgliedern vertreten. Der GK gehört ausserdem
eine ökologisch ausgebildete Fachperson an. Bei Bedarf zieht die
GK weitere vertreter/-innen von Behörden und organisationen bei.

Art.3

Den Vorsitz führt abwechslungsweise ein/-e Vertreter/-in der bei-
den Standortgemeinden Heimberg und Kiesen. lm weiteren konsti-
tuiert sich die GK selbst.

Art. 4

Die GK tritt auf Einladung des PräsidenterVder präsidentin, so oft
es die Geschäfte erfordern, jedoch mindestens einmaljährlich zu-
sammen. Jedes Mitglied hat das Recht, in dringenden Fällen, die
Einberufung einer Sitzung zu verlangen. Die Einladung mit Trak-
tandenliste erfolgt in der Regel mindestens 14 Tage im Voraus.

Art. 5

Der GK obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

a) Sie lässt sich über den vergangenen und den kommen-
den Abbau- und Auffüllbetrieb sowie über weitere Mass-
nahmen innerhalb des UeO-Perimeters informieren.

b) Sie überwacht aufgrund der lnspektionsberichte des
Fachverbands der Schweizerischen Kies- und Betonin-
dustrie (FSKB) und, falls erforderlich, aufgrund eigener
Prüfungen die Einhaltung und Erledigung der verbindli-
chen Vorgaben. BeiZuwiderhandlungen stellt sie Antrag
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Beschlussfassung

Sekretariat GK

an die Baupolizeibehörde der betroffenen Gemeinden
bzw. zieht die kantonalen Fachstellen bei.

c) Sie führt eine Pendenzenliste und übenryaçht deren Erle-
digung. Sie informiert die Gemeindebehörden und die
kantonalen Fachstellen regelmässig über den Stand.

d) Sie steht der Grubenbetreiberin mit beratender Funktion
zur Seite.

e) Sie behandelt allfällige Reklamationen im Zusammen-
hang mit dem Grubenbetrieb. Falls nötig leitet sie diese
an die zuständigen Behörden weiter.

D Nach dem Abbau und der Rekultivierung setzt sie sich
für die Umsetzung der in der UeO Art. 26 beschriebenen
Ziele ein'und stützt sich dabei auf das zuvor erarbeitete
Massnahmenkonzept

g) Durch eine gezielte Verteilung der Sitzungsprotokolle
sorgt sie für die lnformation von Grundeigentümer/-innen,
Gemeindebehörden und der zuständigen kantonalen
Fachsteflen

Art.6
lDie GK ist beschlussfähig, wenn wenigstgns die Hälfte der stän-
digen Mitglieder anwesend ist und die Gemeinden, die Gruben-
betreiberin und die Grundeigentümer/-innen wenigstens durch ein
Mitglied vertreten sind.

2D¡e GK fasst ihre Beschlüsse mit einem absolutem Mehr der An-
wesenden. Kommt kein absolutes Mehr zustande, wird das Ge-
schäft zur Beschlussfassung an die zuständige Behörde weiterge-
leitet.

sWenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht, können Be-
schltisse auch auf dem Zirkulationsweg gefasst werden.

Art.7
l Der GK steht ein Sekretariat zur Seite. Dieses wird durch die
Grubenbetreiberin gef ührt.

2 Das Sekretariat ist für folgende Aufgaben zuständig:

a) Führen der Pendenzenliste

b) Vorbereiten der Geschäfte

c) Protokollführung iiber die Verhandlungen der GK

d) Weitere durch die GK erteilte Aufgaben

Abbau und åuffüLlung Bíinbetg
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Akteneinsichtsrecht /
Betretungsrecht

Änd e ru ng en Pfl ichten heft

Art.8
1 Die Grubenbetreibeiin bzw. das Sekretar¡at legt den Kommissi-
onsm¡tgl¡edern die für die Beurteilung eines Geschäfts notwendi-
gen Unterlagen sowie die lnspektionsberichte des FSKB und, falls
e¡ngegangen, des GSA des Kantons Bern, Abt. GDM zur Einsicht
vor.

2 Soweit notwendig haben die Mitglieder der GK überdies jederzeit
das Recht, nach vorheriger Benachrichtigung der Grubenbetreibe-
rin und unter Berücksichtigung der nötigen Vorsicht, das Gruben-
gelände zu betreten.

Art.9

Dieses Pflichtenheft bildet integrierenden Bestandteil der UeO und
kann nur mit Zustimmung der betroffenen Gemeinderäte und nach
Anhörung der kantonalen Fachstellen geändert werden.
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